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Umkleiden ist Arbeitszeit! Zwischenbilanz nach einem Jahr 

 
Vor einem Jahr hat der Verband des Personals öffentlicher Dienste VPOD die 
Forderung gestellt: «Umkleiden ist Arbeitszeit!». 
Seit dann ist viel geschehen und die Medien haben ausführlich darüber 
berichtet. Im Grundsatz wird die Forderung heute kaum mehr bestritten, aber 
immer noch weigern sich Betriebe, sie umzusetzen. Und an anderen Orten wird 
über die Art der Umsetzung gestritten. Wo stehen wir und wie geht es weiter? 
  

Medienpräsentation vom Mittwoch, 25. September 2019, 10 Uhr  
 

• Roland Brunner, VPOD-Regionalsekretär Sektion Zürich Kanton: 

Zwei Wochen Gratisarbeit pro Jahr? 250 Millionen Franken Lohnklau. 

• Nadine Constantin, Dipl. Pflegefachfrau HF, NDS Intensivpflege: 

Umkleidezeit: So nicht! 

• Markus Bischoff, Rechtsanwalt, Kantonsrat AL und Präsident GBKZ: 

Die Umkleidezeit vor Gericht und im Gesetz. 

• Elvira Wiegers, VPOD Zentralsekretärin Gesundheit: 

Umkleidezeit aus gesamtschweizerischer Sicht. 

 

Beilagen: 

• Stellungnahme Personalausschuss USZ / Stellungnahme Patientenstelle Zürich 

• Schreiben der Angestellten der Intensivpflege am USZ an die Spitaldirektion 

• Der VPOD hat Recht. Textauszug von Rechtsanwalt Andreas Petrik 

• Anzeige des VPOD beim Arbeitsinspektorat des Kantons Zürich vom 29. August 2019 

 

Kontakt und Information: Roland Brunner, Gewerkschaftssekretär VPOD 

Sektion Zürich Kanton, 076 338 72 

 

Hintergrundinformation: zuerich.vpod.ch/umkleiden  



An die Medien in Stadt und Kanton Zürich 

25. September 2019 

Umkleiden ist Arbeitszeit! Zwischenbilanz und Ausblick 

Vor genau einem Jahr hat der VPOD Zürich die Forderung gestellt: Umkleiden ist Arbeitszeit! 
Ein Jahr später zieht der VPOD eine Zwischenbilanz: Der Grundsatz wird heute kaum mehr 
bestritten, aber er wird auch nicht umgesetzt. Der VPOD prangert den Vollzugsnotstand an. 

Das Staatssekretariat für Wirtschaft Seco, der Regierungsrat des Kantons Zürich, von St. 
Gallen und von Baselland, sowie viele Gutachten bestätigen, was der VPOD schon lange sagt: 
Betrieblich verordnetes Umkleiden ist als Arbeitszeit anzurechnen. Aber erst drei Spitäler im 
Kanton Zürich haben dies anerkannt und umgesetzt: die Schulthess-Klinik, das Kinderspital 
Kispi und das Universitätsspital Zürich USZ. 

VPOD-Sekretär Roland Brunner prangert den Vollzugsnotstand an: «Die Spitäler im Kanton 
Zürich bauen ständig neue Luxusbettenhäuser, geben Millionen für neue Logos und Werbung 
aus und auch sonst scheint ihnen nichts teuer genug zu sein. Dem Personal der meisten 
Spitäler wird aber weiterhin jedes Jahr zwei Wochen Arbeitszeit geklaut, weil die Umkleidezeit 
nicht angerechnet wird.» Gemäss seinen Berechnungen beläuft sich die nicht angerechnete 
Umkleidezeit alleine im Kanton Zürich auf rund 1'340'000 Arbeitsstunden pro Jahr! «So viel 
schenken die Spitalangestellten, die sich im Betrieb umkleiden müssen, ihrem Spital. Oder 
besser gesagt: So viel klauen die Spitäler ihren Angestellten bisher jedes Jahr.» Das Arbeits-
inspektorat des Kantons Zürich und das Amt für Wirtschaft und Arbeit AWA müssten hier 
endlich entschieden handeln und das Arbeitsgesetz durchsetzen. 

Am Kispi erfolgt die Umsetzung unter Einbezug des Personals und seiner Verbände. Eine erste 
Evaluation hat stattgefunden und Probleme aufgezeigt. Diese werden nun gemeinsam weiter-
bearbeitet. Am USZ hingegen hat die Direktion gegen den klar deklarierten Widerstand des 
Personals und seiner Verbände von oben herab eine Umsetzung beschlossen, die am 1. August 
in Kraft gesetzt wurde. Das Personal wehrt sich dagegen und der VPOD hat beim Arbeits-
inspektorat des Kantons Zürich Anzeige gegen das USZ und andere Spitäler eingereicht.  
Nadine Constantin, Dipl. Pflegefachfrau HF, NDS Intensivpflege, listete die Kritikpunkte auf 
und stellte fest: „Als Spitalangestellte und Pflegefachleute stellen wir die Patient*innen in den 
Mittelpunkt. Die Umsetzung der gesetzlich als Arbeitszeit festgelegten Umkleidezeit darf nicht 
auf Kosten der Pflege, also von Personal und Patient*innen geschehen.» Auch der Personal-
ausschuss des USZ und die Angestellten einzelner Abteilungen haben mit Schreiben gegen die 
beschlossene und in Kraft gesetzte Anrechnung der Umkleidezeit Stellung genommen. Erika 
Ziltener, Leiterin der Patientenstelle Zürich, hält fest, diese Umsetzung erfolge auf Kosten des 
Personals und damit auch der Patient*innen. 

Rechtsanwalt Markus Bischoff, der den VPOD bei den Lohnklagen für die Umkleidezeit ver-
tritt, hält fest: «Sowohl im öffentlichen als auch im privaten Arbeitsrecht gilt der Grundsatz, 
dass die Zeit, während welcher man sich zu Gunsten des Arbeitgebers zur Verfügung halten 
muss und nicht über seine Freizeit verfügen kann, als Arbeitszeit gilt. Weil das Umkleiden in 
den Spitälern vorgeschrieben und im Interesse des Arbeitgebers gehrt, hat die Umkleidezeit 
als Arbeitszeit zu gelten.» 
 



 

Elvira Wiegers, Zentralsekretärin des VPOD für den Bereich Gesundheit, stellte die 
Kampagne «Umkleiden ist Arbeitszeit!» in den nationalen Kontext und reihte sie ein in eine 
breitere Thematik. Sie hält fest: «Viele Gesundheitsberufe gelten als typisch weibliche Berufe 
und gehören häufig nicht zu den bestbezahlten Jobs. Gerade in diesem Kontext ist es ein 
doppelter Skandal, dem vorwiegend weiblichen Personal jährlich bis zu einem halben 
Monatslohn vorzuenthalten.» 

Der VPOD fordert die Anrechnung der Umkleidezeit aber nicht nur für Spitäler, sondern für 
alle Betriebe und Branchen, in denen eine Umkleidepflicht besteht. Entsprechend hat der 
VPOD alle Städte und Gemeinden des Kantons Zürich angeschrieben, um in den kommunalen 
Betrieben (Alters- und Pflegeheime usw.) für die Durchsetzung des Rechts zu sorgen. Auch das 
Arbeitsinspektorat des Kantons Zürich und das Amt für Wirtschaft und Arbeit AWA wurden 
aufgefordert, ihrer Pflicht nachzukommen, die Einhaltung des Arbeitsgesetzes zu überwachen 
und wo nötig durchzusetzen.  

 

 



Zwei Wochen Gratisarbeit pro Jahr? 250 Millionen Franken Lohnklau! 

Vor genau einem Jahr hat der VPOD Zürich die Forderung gestellt: Umkleiden ist Arbeitszeit! 
Seit dann ist viel geschehen und der Grundsatz wird heute kaum mehr bestritten, aber er 
wird auch nicht umgesetzt. Der VPOD prangert den Vollzugsnotstand an. 

Das Staatssekretariat für Wirtschaft Seco, der Regierungsrat des Kantons Zürich und alle 
Gutachten bestätigen, was der VPOD schon lange sagt: Betrieblich verordnetes Umkleiden 
ist als Arbeitszeit anzurechnen. Eigentlich bestreitet das heute niemand mehr. Eigentlich. 
Aber in der Praxis haben es erst drei Spitäler im Kanton Zürich anerkannt und umgesetzt: 
die Schulthess-Klinik, das Kinderspital Kispi und das Universitätsspital Zürich USZ. 

Die Spitäler im Kanton Zürich bauen ständig neue Luxusbettenhäuser, geben Millionen für 
neue Logos und Werbung aus und auch sonst scheint ihnen nichts teuer genug zu sein. Dem 
Personal der meisten Spitäler wird aber weiterhin jedes Jahr zwei Wochen Arbeitszeit geklaut, 
weil die Umkleidezeit nicht angerechnet wird. 

Seit letztem Jahr begleitet der VPOD seine Forderung auch mit Lohnklagen. VPOD-Mitglieder 
können mit einer Vollmacht die Gewerkschaft beauftragen, in ihrem Namen den Lohn für die 
letzten fünf Jahre Umkleidezeit einzufordern. Die Rechnung ist grundsätzlich relativ einfach: 15 
Minuten pro Tag für Umkleiden und den Gang von der Garderobe auf die Arbeitsstation und 
zurück (20 Minuten am USZ) ergeben im Jahr (unter Abzug der Ferien) rund zwei Wochen 
Arbeitszeit, die entweder als Freizeit kompensiert oder ausbezahlt werden muss. Für fünf Jahre 
macht das 2.5 Ferienmonate oder Monatslöhne!  

Rechnet man den Betrag hoch auf alle Angestellten der Spitäler im Kanton Zürich, die einer 
Umkleidepflicht unterstehen, kommt der VPOD auf eine Summe von rund 1'340'000 Arbeits-
stunden pro Jahr! Das macht 6.5 Millionen Stunden für fünf Jahre oder gut 250 Millionen 
Franken.* So viel schenken die Spitalangestellten, die sich im Betrieb umkleiden müssen, 
ihrem Spital. Oder besser gesagt: So viel klauten die Spitäler ihren Angestellten bisher jedes 
Jahr. 

Der VPOD fordert die Anrechnung der Umkleidezeit aber nicht nur für Spitäler, sondern für 
alle Betriebe und Branchen, in denen eine Umkleidepflicht besteht. Entsprechend haben wir 
auch alle Städte und Gemeinden des Kantons Zürich angeschrieben, um in den kommunalen 
Betrieben (Alters- und Pflegeheime usw.) für die Durchsetzung des Rechts zu sorgen. Auch das 
Arbeitsinspektorat des Kantons Zürich und das Amt für Wirtschaft und Arbeit AWA wurden 
aufgefordert, ihrer Pflicht nachzukommen, die Einhaltung des Arbeitsgesetzes zu überwachen 
und wo nötig durchzusetzen.  

Roland Brunner, Sekretär VPOD Sektion Zürich Kanton 

*Berechnungsrundlage: Anzahl Angestellte in der Akutsomatik gemäss dem Bericht „Gesundheitsversorgung 
2018“ der Gesundheitsdirektion des Kantons Zürich: 24‘030. Davon mit Umkleidepflicht im Betrieb (ärztliches 
Personal, Pflege, Küche, Reinigung usw.) rund zwei Drittel = 16‘000 Angestellte. Bei einer Forderung von zwei 
Wochen pro Jahr = 2.5 Monate für die fünf Jahre ergibt das eine Arbeitszeit von 6'400'000 Stunden, die das 
Gesundheitspersonal unbezahlt geleistet hat. In Franken ausgedrückt: Bei einem errechneten Durchschnittswert 
von Fr. 16‘000 pro Person ergibt dies für alle 16‘000 Angestellten rund 50 Millionen Franken pro Jahr und 256 
Millionen Franken für die fünf Jahre. 



Umkleidezeit: So nicht! 

Das Kinderspital Kispi und das Universitätsspital Zürich USZ haben den Grundsatz anerkannt, 

dass Umkleidezeit als Arbeitszeit angerechnet werden muss. In der Umsetzung unterscheiden 

sich die zwei Spitäler aber fundamental. 

Am Kispi erfolgt die Umsetzung aber unter Einbezug des Personals und seiner Verbände. Eine 

erste Evaluation hat stattgefunden und Probleme aufgezeigt. Diese werden nun gemeinsam 

weiterbearbeitet. Weitere Informationen hier 

Am USZ hingegen hat die Direktion ohne Einbezug des Personals und seiner Verbände von oben 

herab eine Umsetzung beschlossen, die am 1. August in Kraft gesetzt wurde. Das Personal 

wehrt sich gegen das Vorgehen der Direktion und die Art der Umsetzung. 

• Berechnung der 15 Minuten pro Dienst: Eine grosse Umfrage des VPOD hat klar gezeigt, dass die 

Umkleidezeit am USZ deutlich länger ist als an den anderen Häusern (weitläufiges Gelände, langsame 

Lifte usw.).  Hier müssen 20 Minuten pro Tag angerechnet werden. 

• Vergütung der bisherigen Umkleidezeit: Die Vergütung mit einem Arbeitstag (bei Stellenantritt ab 

1.5.2019) resp. zwei Arbeitstagen (bei Stellenantritt vor 30.4.2019) ist völlig ungenügend und 

entspricht nicht einmal den vom USZ definierten 15 Minuten pro Tag. Eine Vergütung für die letzten 

fünf Jahre wird vom USZ verweigert und muss vom VPOD gerichtlich erstritten werden. 

• Verlängerung des Dienstes: Statt die Umkleidezeit – wie jetzt beschlossen – mit einer Verdichtung 

der Arbeit und einer weiteren Verkürzung der Übergabezeiten auf Kosten des Personals zu 

kompensieren, ist die Umkleidezeit mit mehr Personal aufzufangen. Das USZ weigert sich aus 

Kostengründen, das zu tun. 

• Erfassen von Mehrzeit: Das USZ musste auf Druck des VPOD (Intervention beim Arbeitsinspektorat des 

Kantons Zürich) anerkennen, dass die bisherige Regelung, Mehrzeit erst ab 15 Minuten anzurechnen, 

rechtswidrig ist und hat dies nun korrigiert. Weiterhin wird Arbeitszeit aber nicht gemäss gesetzlichen 

Bestimmungen dokumentiert, weil Beginn und Ende der Arbeitszeit (Eintreffen auf dem 

Betriebsgelände, Umkleiden und Wegzeiten zur Abteilung) nicht erfasst werden. 

• Verletzung der Mitwirkungsrechte: Das Arbeitsgesetz kennt klar definierte Mitwirkungsrechte des 

Personals. Mit seinem Vorgehen hat das USZ wiederholt und systematisch diese Mitwirkungsrechte 

verletzt. Der VPOD hat deswegen gegen das USZ Anzeige beim Arbeitsinspektorat des Kantons Zürich 

eingereicht. 

Als Spitalangestellte und Pflegefachleute stellen wir die Patient*innen in den Mittelpunkt. Die 

Umsetzung der gesetzlich als Arbeitszeit festgelegten Umkleidezeit darf nicht auf Kosten der 

Pflege, also von Personal und Patient*innen geschehen. 

Sowohl der VPOD als auch der Personalausschuss des USZ und die Angestellten einzelner 

Abteilungen haben deutlich gegen die beschlossene und in Kraft gesetzte Anrechnung der 

Umkleidezeit Stellung genommen. Auch die Patientenstelle Zürich wehrt sich dagegen, da diese 

Umsetzung auf Kosten des Personals und damit auch der Patient*innen erfolgt. Sie finden diese 

Dokumente in der Beilage. 

 

Nadine Constantin, Dipl. Pflegefachfrau HF, NDS Intensivpflege 

https://zuerich.vpod.ch/news/2019/2019-07-03_kispi/


Umkleidezeit im Gesetz und vor Gericht 

Der Begriff «Arbeitszeit» wird bemerkenswerterweise weder im Obligationenrecht noch in den ver-

schiedenen öffentlichen Personalgesetzgebungen geregelt. Einzig in der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz 

findet sich in Art. 13 Abs. 1 eine Definition. Dort wird die Arbeitszeit als jene Zeit definiert, während 

welcher sich der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber zur Verfügung halten muss (Art. 13 Abs. 1 ArGV1). Das 

SECO hat im Februar 2019 die Weisung zu Art. 13 ArGV 1 präzisiert und festgehalten, dass das An- und 

Abziehen von Kleidern inklusive Schutzkleidern zum Gesundheitsschutz, falls dies von Gesetzes wegen 

oder vom Arbeitgeber vorgeschrieben sei, als Arbeitszeit zu gelten habe.  

 

Lehre und Rechtsprechung sind sich einig, dass in allen Rechtsgebieten der Begriff Arbeitszeit im Kern 

gleich und nicht anders als in der Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz ausgelegt wird. Abweichende 

Definitionen finden sich daher weder in der Lehre noch in der Rechtsprechung zum privaten und zum 

öffentlichen Arbeitsrecht (öffentliches Personalrecht und Arbeitsgesetz). In der Lehre zum  Obligationen-

recht wird die Arbeitszeit als jene Zeit definiert, in welcher sich der Arbeitnehmer inner- oder ausserhalb 

des Betriebes für das Bedürfnis des Arbeitgebers zur Verfügung zu stellen hat und auch tatsächlich steht 

und damit nicht frei über seine Zeit verfügen kann (Streiff/von Kaenel/Rudolph, Der Arbeitsvertrag, 7. 

Auflage, N 9 zu Art. 321, S. 163). 

 

Sowohl im öffentlichen als auch im privaten Arbeitsrecht gilt daher der Grundsatz, dass die Zeit, während 

welcher man sich zu Gunsten des Arbeitgebers zur Verfügung halten muss und nicht über seine Freizeit 

verfügen kann, als Arbeitszeit gilt. Weil das Umkleiden in den Spitälern vorgeschrieben und im Interesse 

des Arbeitgebers gehrt, hat die Umkleidezeit als Arbeitszeit zu gelten. 

 

Diese Erläuterung ist wichtig, weil das Arbeitsgesetz nicht auf alle Spitäler anwendbar ist. Das Arbeits-

gesetz ist bezüglich der Arbeitszeit auf Spitäler, welche privatrechtlich organisiert sind, oder wenn diese 

von der öffentlichen Verwaltung ausgegliedert sind und in einer selbständigen Anstalt firmieren (USZ, 

KSW), anzuwenden. Wenn die Spitäler Teil der Verwaltung sind (z.B. Stadtspitäler Zürich) oder einem 

öffentlichen Spitalverband unterstehen, gilt das Arbeitsgesetz nicht und es ist das anwendbare Personal-

recht massgebend. In diesen Personalrechten findet sich aber - wie bereits ausgeführt - keine anders-

lautende Definition von Arbeitszeit, weshalb so oder anders die Umkleidezeit als Arbeitszeit zu gelten hat. 

 

Stand der Verfahren 

• Limmattal Spital 

Das Spital hat es abgelehnt, rückwirkende Umkleidezeiten auszuzahlen. Sechs Personen haben gegen 

diese Verfügung Rekurs beim Bezirksrat Dietikon eingelegt. Schriftenwechsel abgeschlossen. 

Entscheid BR Dietikon ist ausstehend. 

 

• Spital Bülach 

Neun Personen haben die rückwirkende Umkleidezeit eingeklagt. Verhandlung vor dem Friedens-

richteramt Bülach fand am 24. September 2019 statt und nun kann innert 3 Monaten beim Arbeits-

gericht Bülach geklagt werden. 

 

• USZ 

Das USZ hat rund 150 Verfügungen erlassen, dass keine rückwirkende Umkleidezeit bezahlt wird. 

Dagegen werden mindestens 60 Personen Rekurs beim Spitalrat erheben. 

 

Markus Bischoff, Rechtsanwalt 



25. September 2019 

 

Umkleidezeit ist Arbeitszeit – die gesamtschweizerische Sicht 

Anfang September verkündete auch die Regierung des Kantons Baselland, dass sie Umkleide-

zeit in den Gesundheitsinstitutionen als bezahlte Arbeitszeit anerkennt. Davor hatte sich vor 

längerer Zeit auch bereits der Zürcher Regierungsrat in diesem Sinne geäussert. 

Wir stehen vor einer paradoxen Situation: die Politik, das Staatssekretariat für Wirtschaft 

(Seco) wie auch die Spitäler wissen, dass gemäss Arbeitsgesetz (ArG) die Umkleidezeit 

bezahlte Arbeitszeit ist. Spätestens seit der Präzisierung des entsprechenden Gesetzes-

artikels wissen es alle. Jede einzelne Institution in diesem Land, die Umkleidezeit nicht als 

Arbeitszeit bezahlt, bestiehlt damit also gezielt seine Angestellten. Viele Gesundheitsberufe 

gelten als typisch weibliche Berufe und gehören häufig nicht zu den bestbezahlten Jobs. 

Gerade in diesem Kontext ist es ein doppelter Skandal, dem vorwiegend weiblichen Personal 

jährlich bis zu einem halben Monatslohn vorzuenthalten. 

Vor einem Jahr lancierte der VPOD die Kampagne Umkleidezeit im Kanton Zürich. Heute 

setzen sich alle VPOD-Regionen dafür ein, dass das Arbeitsgesetz in allen Spitälern endlich 

umgesetzt wird. Wo Gesamtarbeitsverträge bestehen, wie etwa in den Kantonen Aargau, 

Bern oder Basel, geschieht dies im Rahmen der Sozialpartnerschaft und in Zusammenarbeit 

mit dem Personalausschuss. In anderen Kantonen wie etwa Tessin, Fribourg oder Genf steht 

der VPOD in direktem Gespräch mit den Arbeitgebern. Unklar bleibt bei allen Institutionen 

schweizweit, worauf sie denn nun konkret warten. Dass es nicht so kompliziert ist, die 

Umkleide- und Wegzeit zu eruieren, beweist der VPOD mit seiner kreativen Aktion 

«Umkleiderennen», wovon im USZ am Nachmittag des 25.9. das zweite stattfinden wird 

sowie ein weiteres «Rennen» in der zweiten Oktoberwoche am Triemlispital.  

Das Universitätskinderspital beider Basel (Ukbb) wie auch das Kantonsspital St Gallen 

werden die bezahlte Umkleidezeit Anfang 2020 einführen. Dies ist ein weiterer wichtiger 

Schritt und auch hocherfreulich. Dabei darf jedoch nicht vergessen werden, dass die 

Gesundheitsinstitutionen, die fair und gerecht zu ihren Angestellten sein wollen, eine 

Wiedergutmachung für Lohneinbussen der vergangenen Jahre anbieten müssen. Der VPOD 

wird dies weiterhin konsequent einfordern. 

 

Elvira Wiegers, VPOD Zentralsekretärin Gesundheit 



Umkleiden ist Arbeitszeit! VPOD-Medienpräsentation vom 25.9.2019 

 

Stellungnahme Personalausschuss USZ (auf Intranet): 

Der Personalausschuss hält fest, dass er mit dem Entscheid der 

Umkleidezeit nicht einverstanden ist, weil er für das Personal zu einer 

reinen Verdichtung der Arbeit führt und somit entweder Mehrzeiten 

generiert oder die Patientenversorgung beeinträchtigt. Diese Meinung 

entspricht den zahlreichen Reaktionen der Mitarbeitenden aus den 

unterschiedlichsten Fachbereichen, die per Mail und auch mündlich an 

uns gelangen. 

Der Personalausschuss hat die Informationsveranstaltungen erfolgreich 

eingefordert, wurde aber für den Prozess kaum integriert. Unsere 

Meinung, wie auch die Bedenken und verschiedenen Vorschläge gaben 

wir selbstverständlich dem HRM und der Spitaldirektion weiter. 

Diesbezüglich finden laufend Gespräche zwischen dem Personal-

ausschuss und dem HRM, resp. der Spitalleitung statt. 

Rückmeldungen zum Thema gerne weiterhin an den Personal-

ausschuss, auch direkt ans HRM oder an die Spitaldirektion (SDI). 

 

Stellungnahme von Erika Ziltener, Leiterin der Patient*innenstelle Zürich: 

Verbesserte Arbeitszeiten dürfen nicht auf Kosten der Patientinnen und 

Patienten eingeführt werden. Wenn das Arbeitspensum bei kürzerer 

Arbeitszeit gleichbleibt, kann das zu Lasten der Qualität gehen und die 

Patientinnen- und Patientensicherheit gefährden. Gute Arbeits-

bedingungen aber sind notwendig, ganz nach dem Grundsatz: Wenn es 

dem Personal gut geht, geht es auch den Patientinnen und Patienten gut 

und umgekehrt. 

Erika Ziltener, Leiterin Patientenstelle Zürich 

 

 



Beilage: Schreiben der Angestellten der Intensivpflege am USZ an die Spitaldirektion 
 
Sehr geehrter Herr Curschellas 
 
Es freut uns, dass unsere Umkleidezeit von 15 Minuten am Tag nun als Arbeitszeit angerechnet wird. 
Gut, dass es endlich soweit ist. Mit der jetzt beschlossenen Umsetzung geht diese Zeit aber auf Kosten 
von Weiterbildung, Rapport und Zeit am Patientenbett. Unsere bisherige Arbeit müssen wir jetzt in 8 
Stunden und 9 Minuten statt den 8 Stunden und 24 Minuten leisten.  
  
Wir sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Institutes für Intensivmedizin. Der Patient steht für uns 
im Mittelpunkt. Wir haben hohe Ansprüche an die Qualität und wir arbeiten zielorientiert, effizient 
und mit grosser Kompetenz in der Behandlung von intensivmedizinischen Patientinnen und Patienten.  
 
In den vergangenen zwei Jahren ist unsere Arbeitszeit angepasst und ständig verdichtet worden. Die 
notwendige Überlappungszeit ist vor allem am Wochenende bereits jetzt sehr knapp. Ein ausführli-
cher, gut strukturierter Rapport braucht seine Zeit und ist sehr wichtig, um die Patientensicherheit und 
die Qualität zu gewährleisten. Mit der Integration der Umkleidezeit in die Arbeitszeit wird die Zeit für 
Übergaberapporte aber noch weiter verkürzt. 
 
Durch die Integration der Umkleidezeit in die Arbeitszeit wurden unsere Weiterbildungen für den 
Spätdienst um 15 Minuten gekürzt. Ebenfalls wird ab nächstem Jahr der Tag für Teamweiterbildung 
und Teambildung gestrichen.  
Die Spitzenmedizin mit ständig neuen Therapieansätzen, neuen Behandlungskonzepten und neuer 
Technik, neuen Geräte, Dokumentationssystemen und Kommunikationsgeräten verändert sich sehr 
schnell. Diese Entwicklungen machen den Arbeitsalltag komplex und aufwändig. Das Meistern der 
vielen Neuerungen, Änderungen und Anpassungen erfordert viel Zeit, um auf dem neusten Stand zu 
bleiben. Schulung und Weiterbildung sind zentral dafür und wir erachten dies als sehr wichtig. Auch in 
Zukunft möchten wir unsere Arbeit kompetent und auf hohem Qualitätsniveau leisten können. Auch 
die Einarbeitung neuer Mitarbeitender und die Ausbildung Studierender braucht heute mit den vielen 
neuen und zum Teil einzigartigen (nur im USZ) genutzten Systemen, Tools und Techniken mehr Zeit als 
früher. Gleichzeitig steht uns aber immer weniger Zeit zur Verfügung, diese Anforderungen zu erfüllen. 
 
Das USZ setzt auf Spitzenmedizin und den Grundsatz «Patient First». Wir wollen auch in Zukunft 
unseren Teil dazu beitragen. Deshalb können wir die Umsetzung der «bezahlten Umkleidezeit» in der 
regulären Arbeitszeit und der dadurch verursachten Minderung von Rapport- und Einarbeitungszeit 
sowie die Kürzung der Weiterbildungszeit nicht hinnehmen. Die Arbeitszufriedenheit und die Identifi-
kation mit dem USZ wird selbst für langjährige treue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter immer 
schwieriger. Die Ausbildung von fachkompetenten Mitarbeitenden sowie die Qualität der Patienten-
behandlung kann mit dieser Kürzung nicht aufrechterhalten werden. Zudem sind wir nicht mehr bereit, 
vermehrt unbezahlte Arbeit zu leisten. 
 
Wie gedenken Sie mit der nun zusätzlich anfallenden Mehrzeit umzugehen? Dies führt zwangsläufig zu 
einer noch knapperen Personalplanung und damit zu problematischen Arbeitssituationen. 
 
Mit diesem Schreiben sprechen wir dem VPOD Zürich und dem Personalausschuss unsere Unter-
stützung zu, sich mit uns zusammen für mitarbeiterfreundliche Arbeitsbedingungen einzusetzen –  
zum Wohle der Patientinnen und Patienten. 
  
Freundliche Grüsse 
  
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des IFI Team 



Der VPOD hat Recht! Einmal mehr. 

Andreas Petrik, lic. iur. Rechtsanwalt und Mitarbeiter im Zentrum für Sozialrecht der Zürcher 
Hochschule für Angewandte Wissenschaften (ZHAW) kommt zum gleichen Schluss: Umkleiden 
ist Arbeitszeit! 

Andreas Petrik,lic. iur. Rechtsanwalt und Mitarbeiter im Zentrum für Sozialrecht der Zürcher 
Hochschule für Angewandte Wissenschaften (ZHAW), stellt in einem längeren Beitrag in der 
Zeitschrift Pflegerecht (3/2019) klar, dass betrieblich verordnetes Umkleiden als Arbeitszeit 
anzurechnen ist. In der Zusammenfassung hält er fest: 

Auf private Arbeitgeber und auf öffentlich-rechtliche Anstalten mit Rechtspersönlichkeit finden 
das Arbeitsgesetz und die Verordnungen zum Arbeitsgesetz Anwendung. Art. 13 ArGV1 
definiert Arbeitszeit als Zeit, während der sich die Arbeitnehmerin zur Verfügung des Arbeit-
gebers zu halten hat. Soweit das Umkleiden durch die Arbeitgeberin angeordnet ist, liegt 
Arbeitszeit im Sinne des Arbeitsgesetzes vor. Auf privatrechtliche Arbeitsverhältnisse ist 
darüber hinaus eine sehr weite Definition des Begriffs «Arbeit» gemäss Bundesgerichtlicher 
Rechtsprechung anwendbar. Auch diese lässt darauf schliessen, dass die Umkleidezeit 
Arbeitszeit darstellt. 
Etwas komplexer erweist sich die Rechtslage bei Arbeitsverhältnissen mit Spitälern, die Teil der 
Verwaltung sind oder von einem Zweckverband betrieben werden. Unter der Bedingung, dass 
sich im anwendbaren Personalrecht keine einschlägige Bestimmung findet und sich die damit 
bestehende Lücke nicht durch andere öffentlich-rechtliche Bestimmungen füllen lässt, muss 
auch in Rahmen solcher Anstellungsverhältnisse die Umkleidezeit als Arbeitszeit qualifiziert 
werden. 

Immer wieder wird der VPOD damit konfrontiert, dass Spitäler die Umkleidezeit "kostenneutral" 
anrechnen wollen, indem Pausen, Übergabezeiten usw. verkürzt - der Dienst also einfach auf 
Kosten des Personals verdichtet - werden sollen. Auch hier nimmt Andreas Petrik klar Stellung: 

Betreffend die Abschaffung der bezahlten Pausen ist festzuhalten, dass eine solche Mass-
nahme im Einklang mit dem anwendbaren Personalrecht zu erfolgen hätte. Voraussetzung 
wäre ausserdem, dass während der Pause keine Abrufbereitschaft sichergestellt werden 
müsste; bestünde die Pflicht, dass auch während der Pause eine Erreichbarkeit zu gewähr-
leisten wäre, würde sich die Frage stellen, ob nicht auch die Pausen von Gesetzes wegen 
Arbeitszeit darstellen würden. Das eigentliche Problem würde damit lediglich verlagert und 
nicht gelöst. 
Im Zusammenhang mit einer möglichen Verkürzung der anrechenbaren Rapportzeiten ist 
zunächst festzuhalten, dass diese – genau wie die Umkleidezeiten – Arbeitszeit darstellen. 
Massgebend ist die tatsächlich für die Übergabe benötigte Zeit und nicht etwa eine fest-
gelegte – und als Kompensation für neu anzurechnende Umkleidezeit allenfalls gekürzte – 
Pauschale. Eine Kürzung wäre ausserdem Ausdruck einer Strategie, die mit der gesetzes-
konformen Ausgestaltung der Arbeitsbedingungen verbundenen Kosten auf die in der Pflege 
tätigen Personen abzuwälzen. Eine daraus allenfalls resultierende Abnahme der Qualität in  
der Pflege kann wohl auch nicht im Sinne der Arbeitgeber sein. Bei einer gesamtheitlichen 
Betrachtung müssten nämlich auch die Haftungsrisiken einbezogen werden, die mit verkürzten 
Rapportzeiten einhergehen könnten. 



 
 
 Roland Brunner VPOD Zürich 
 Regionalsekretär Birmensdorferstrasse 67 
 Direktwahl: 044 295 30 22 Postfach 8180 
 roland.brunner@vpod-zh.ch  8036 Zürich 
  Telefon 044 295 30 00 
  zuerich.vpod.ch  
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Volkswirtschaftsdirektion  

Amt für Wirtschaft und Arbeit  

Arbeitsinspektorat des Kanton Zürich 

Herr Beat Häring  

Neumühlequai 10  

8008 Zürich  

 

Per Mail an beat.haering@vd.zh.ch 

Kopie an Herrn Peter Meier, AWA ( peter.meier@vd.zh.ch ) 

 

 

29. August 2019 

 

Anzeige wegen Verstoss gegen das Arbeitsgesetz (Art. 54 ArG) 

 

Sehr geehrter Herr Häring 

 

Seit einem Jahr fordert der VPOD, dass betrieblich verordnetes Umkleiden als Arbeitszeit erfasst 

und angerechnet wird. Wir hatten diesbezüglich schon mehrfach Kontakt. In intensivem Austausch 

mit dem Seco ist der Grundsatz inzwischen kaum mehr umstritten. Mit der Umsetzung und Über-

wachung happert es aber weiterhin. 

 

Das Universitätsspital Zürich USZ hat beschlossen, per 1. August 2019 die Umkleidezeit mit 15 

Minuten täglich anzurechnen. Der Entscheid selber sowie seine Umsetzung wurden gegen die 

expliziten Stellungnahmen von VPOD, SBK und des Personals gefällt. Konkret stellt der VPOD 

folgende Verstösse fest: 

1. Verstoss gegen die im Arbeitsgesetz festgeschriebenen Mitwirkungsrechte (Art. 48 Abs. 1 lit.  

b ArG). Das Personal und die Personalverbände wurden nicht in die Entscheidung 

einbezogen, obwohl sie direkt davon betroffen sind. Der Entscheid fiel gegen die explizite 

Stellungnahme der Personalverbände VPOD und SBK. Die Umsetzung der 15 Minuten 

Umkleidezeit im Rahmen der bisherigen Arbeitszeit führt dazu, dass die bisherige Arbeit 

statt in 8h24’ nun in 8h09’ gemacht werden muss. Die Umkleidezeit geht somit 

vollumfänglich zu Lasten von Personal und PatientInnen, indem die Zeit für Übergabe, 

Einlesen, Weiterbildung, Patientenkontakt usw. gekürzt und die Arbeitsbelastung für das 

Personal entsprechend erhöht wird, ohne dass das USZ entsprechende Abklärungen über die 

gesundheitlichen Folgen dieser Massnahme gemacht hätte.  

2. Verletzung der Dokumentationspflicht der Arbeitszeit (Art. 46 ArG). Den der betrieblichen 

Umkleidepflicht unterstellten Angestellten werden im Rahmen der bisherigen Arbeitszeit 

(Dienste) 15 Minuten pro Tag angerechnet. Weiterhin müssen sie aber früher zur Arbeit 
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kommen, um bei Dienstbeginn umgekleidet auf der Station zu sein. Und sie beenden ihren 

Dienst auch weiterhin, nachdem die Arbeitszeiterfassung abgelaufen ist, weil sie erst dann die 

Station verlassen können, um sich umzuziehen und das USZ zu verlassen. Der VPOD geht 

weiterhin davon aus, dass die Arbeitszeiterfassung festhalten muss, wenn Angestellte den 

Arbeitsort (Gelände des USZ) betreten und die Arbeitszeit läuft, bis sie dieses wieder 

verlassen. Für Weg- und Umkleidezeiten sind die realen, individuell nötigen Zeiten zu 

erfassen, wie sie sich aus den betrieblichen Gegebenheiten ergeben, die die Angestellten ja 

nicht beeinflussen können. 

3. Unkorrekte Festlegung der Umkleidezeit. Das USZ rechnet für die Umkleidezeit 15 Minuten 

pro Tag an. Alle Umfragen und Untersuchungen des VPOD zeigen, dass dies für die Mehr-

heit der von der betrieblichen Umkleidepflicht betroffenen Angestellten unzureichend ist. 

Während in kleineren Spitälern durchschnittlich 15 Minuten genügen, braucht es am USZ 

durchschnittlich 20 Minuten, da die Wege länger und die Infrastruktur (Lifte) zum Teil 

veraltet sind. Zudem ist anzunehmen, dass mit dem nun in Einführung stehenden automa-

tisierten Kleiderausgabesystem Audigard diese Zeiten noch einmal wesentlich länger werden. 

Der VPOD hat dazu ein Umkleide-Monitoring eingerichtet, fordert das Arbeitsinspektorat 

aber auf, unabhängig die Weg- und Umkleidezeiten vom Eingang USZ bis auf die Stationen 

zu messen respektive für eine korrekte Messung und Anrechnung dieser Zeit durch das USZ 

besorgt zu sein.  

4. Undokumentierte Arbeitszeit. Auch neben der Umkleidezeit wird am USZ gemäss Umfragen 

des VPOD beim Personal nicht dokumentierte Arbeitszeit geleistet. Angestellte kommen 

früher, um sich einzulesen (Vorbereitungsarbeiten) und/oder bleiben länger als sie auf-

schreiben können, um die Arbeit und den Dienst zu dokumentieren. Der VPOD hat das USZ 

darauf aufmerksam gemacht. Weiss ein Arbeitgeber von undokumentierter Arbeitszeit in 

seinem Betrieb, unternimmt aber nichts dagegen, macht er sich schuldig. Der VPOD 

verlangt, dass das Arbeitsinspektorat dem USZ klarlegt, dass sie hier handeln müssen und 

dass Verstösse sonst geahndet werden.  

5. Kurzfristige Dienstplanänderungen / Arbeit auf Abruf / Minusstunden. Immer wieder kommt 

es vor, dass Angestellte mit kürzestfristigen Änderungen im Dienstplan konfrontiert werden, 

dass sie an freien Tagen angerufen und zum Dienst aufgeboten werden oder dass sie nach 

Hause geschickt werden, wenn im Moment genug (zu viel?) Personal auf der Station ist. Der 

VPOD hält daran fest, dass Dienstpläne mindestens zwei Wochen im Voraus festgelegt 

werden müssen und dass sie nur im gegenseitigen Einverständnis geändert werden können. 

In Notfällen kann von dieser Regelung abgewichen werden, aber strukturelle Probleme wie 

Personalmangel sind keine Notfälle und dürfen nicht als solche behandelt werden. Auch darf 

eine kurzfristige Überbesetzung nicht auf Kosten der Angestellten behoben werden, indem 

diese gegen ihren Willen kurzfristig nach Hause geschickt werden und sie so Minusstunden 

machen. Dies ist als Annahmeverzug des Arbeitgebers zu behandeln. Die entsprechende 

Arbeitszeit gemäss Dienstplan ist anzurechnen und zu entschädigen. Auch hier verstösst das 

USZ immer wieder gegen die Regeln. Der VPOD verlangt eine klare Kommunikation des USZ 

gegenüber den Führungsstellen, in der dies festgehalten wird. Vom Arbeitsinspektorat 

fordert der VPOD die Überwachung dieser Kommunikation und der Umsetzung. 
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Auch in anderen Spitälern im Kanton Zürich sowie generell in Betrieben, in denen eine betriebliche 

Umkleidepflicht besteht, wird die Umkleidezeit weiterhin gar nicht oder ungenügend erfasst, ange-

rechnet und kontrolliert. Wir fordern das Arbeitsinspektorat auf, auch dort systematisch auf die vom 

Seco inzwischen klar festgeschriebene Tatsache hinzuweisen, dass bei betrieblicher Umkleidepflicht 

diese als Arbeitszeit zu erfassen und anzurechnen ist. Wir fordern das Arbeitsinspektorat auf, dies 

auch zu überprüfen und Verstösse anzumahnen. 

 

Wir bitten Sie daher, im Sinne von Art. 51 f. ArG tätig zu werden und für die korrekte Anwendung des 

Arbeitsgesetzes zu sorgen. Es würde uns freuen, wenn Sie uns über die getätigten Vorkehren 

orientieren würden.  

 

Selbstverständlich steht der VPOD gerne zur Verfügung für Fragen und stellt gerne weitere 

Unterlagen zu den hier aufgeführten Punkten zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

 

 
Roland Brunner 

Regionalsekretär VPOD Sektion Zürich Kanton 
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